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VI ZB 99/58
V e r k ü n d e t  
am 10- Juli 1959 
Kriegl, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  K a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit 

des Hausbesitzers Karl Gf|^in AdHMHM'kr° fl),
Klägers.. Berufungsklägers, 
Berufungsbeklagten und Revisions- 
telägers,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Frhr* von

g e g e n

2 .)

die Firma S(
L(
den Kraftfahrer Anton S| 
b. F a ' A M l B O I

Beklagte, Berufungsbeklagte, 
Berufungskläger und Revisions- 
beklagte,

- Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt Dr.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom Io. Juli 1959 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Prof. Dr. Meiß und der Bundesrichter 
Dr Kleinewefers, Hanebeck, Dr. Hauß und Heinrich Meyer

für Recht erkannt %

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
5c Zivilsenats des Oberlandesgerichts München vom 
11. Februar 1958 wird zurückgewiesen.
Die Kosten der Revisionsinstanz werden dem 
Kläger auferlegt.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Am 4o April 1953 geriet der 43-sitzige Setra-Omnibus des 
Klägers, als er bei Hassereith in Österreich einem von der 
Erstbeklagten gehaltenen und vom Zwcitbcklagten gesteuerten 
Kleinomnibus begegnete, gegen ein am rechten Straßenrand be­
findliches Hinderniso Hierbei wurde der Wagen beschädigt.

Die Parteien schlossen am 22« Dezember 1954 vor dem Ein­
zelrichter einen Teilvergleich, in dem die Beklagten sich 
verpflichteten, dem Kläger 3/5 der unfallbedingten Wertmin­
derung zu ersetzen, Der Kläger hat diese Wertminderung, d,h. 
die Wertminderung, die ein Fahrzeug infolge eines Unfalls 
erleidet, weil die Verkehrsauffassung bei einem solchen Fahr­
zeug v/egen^der Risiken verborgener Mängel einen Abzug verlangt 
(merkantiler Minderwert), mit 14 286 DM errechnet und den An­
trag gestellt, die Beklagten zur Zahlung von 12 ooo DM zu ver­
urteilen, Diesen Klageanspruch hat der Kläger evtl« auf Er­
satz des übrigen Unfallcchadens, nämlich Verdienstentgang, 
eigene-Beteiligung an der Kaskoversicherung sowie Mehrausla­
gen für Löhne usw„, gestützt.

Das Landgericht hat dem Kläger entsprechend dem Teilver­
gleich 3/5 des mit 35oo DM geschätzten merkantilen Minder­
werts des Fahrzeugs und von 5oo DM Schaden aus der Kaskoselbst­
beteiligung, also 3/5 von 4ooo DM = 24oo DM, zugesprochen.
Im übrigen ist die Klage abgevviesen worden. Auf die Wider­
klage der Beklagten wurde festgestellt, daß dem Kläger über 
den eingeklagten Betrag hinaus kein Schadenersatzanspruch- ' ■ 
zustehto
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Mit der Berufung verlangt der Kläger weitere 9o77,28 DM, 
Die Beklagten sind zur Zahlung von insgesamt 378o DM verur­
teilt worden. Das Berufungsgericht hat dabei eine merkantile 
Wertminderung des Omnibusses in Höhe von 5600 DM angenommen. 
Hinzu komme die Selbstbetciligungsquote für die Kaskoversi­
cherung mit 5oo DM und Fahrtauslagen aus dem inzwischen 
spezifizierten weiteren Schaden mit 2oo DM. Auch diese Be­
träge hat das Berufungsgericht entsprechend dom Teilvergleich 
auf 3/5 herabgesetzt (56oo + 5oo + 2oo = 63005 hiervon 3/5 = 
378o). Die weitergehende Berufung des Klägers und die Anschlu 
berufung der Beklagten, die volle Klageabweisung mit Ausnah­
me eines Betrages von 3oo DM (3/5 von 5oo DM für Kaskoselbst- 
beteiligung) erreichen wollteiiy sind zurückgewiesen worden. 
Den der Widerklage zugrunde liegenden Anspruch hatt^ft die 
Parteien für erledigt erklärt.

Mit der Revision möchte der Kläger erreichen, daß seinem 
vor dem Berufungsgericht gestellten Antrag voll entsprochen 
wird. Die Beklagten beantragen» die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründes

'l. Die Revision wendet sich vor allem gegen die Berech­
nung der Höhe des merkantilen Minderwerts. Sie verkennt nicht 
daß die vom Berufungsgericht vorzunehmende Feststellung der 
Schadenshöhe, also auch die Höhe des merkantilen Minderwerts 
eines an einem Unfall beteiligten Kraftfahrzeugs, nicht nach 
§ 286 ZPO, sondern nach § 287 ZPO zu erfolgen hat und es 
dabei im Ermessen des Tatrichters steht, inwieweit er die von 
den Parteien zur Bemessung des Schadens angebotenen Beweise
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erheben will*, und dieser auch nicht verpflichtet ist, das 
gewonnene Ergebnis durch die Angabe einzelner für die Scha­
dens bemes sung maßgeblicher Tatsachen zu begründen«, Die Re­
vision meint jedoch, daß die Ermittlung der Höhe des merkan­
tilen Minderwerts auf grundsätzlich falschen oder unsachli­
chen Erwägungen beruhe und wesentliche die Entscheidung bedin­
gende Tatsachen außer acht gelassen worden seien»

a) Mit Recht ist das Berufungsgericht davon ausgegan­
gen, daß der vom Kläger behauptete merkantile Minderwert ei­
nen Schaden darstellt und ersetzt werden muß» Der erkennende 
Senat ist auch in der Entscheidung vom 29» April 1958 - VI ZR 
82/57 - = BGrHZ 27, 181 ff = NJ\7 '958, 1c85 davon ausgegangen, 
daß ein "Unfallwagen11 in seinem VTert gemindert sein kann»
Die in der Praxis bestehende Abneigung gegen Wagen, die bei 
einem Unfall erheblich beschädigt worden sind, ist objektiv 
berechtigt und beeinflußt nach der Verkehrsauffassung den 
Wert solcher Wagen« Diese Abneigung ist umso begründeter bei 
einem Karosserieschaden, wenn der Wagen wie der Setra-Omnibus 
eine selbsttragende Karosserie besitzt, worauf der gericht­
lich bestellte Sachverständige Dbele noch hingewiesen hatte» 
Das Berufungsgericht hat auch festgestellt, daß nicht nur 
ein völlig unerheblicher Blechschaden vorlag, sondern der 
Omnibus bei dem Unfall am 4o April 1953 ziemlich erheblich 
beschädigt worden ist»

b) Der Kläger hat den merkantilen Minderwert des am 
6» Februar 1953 für 59 988,5o DM gekauften Fahrzeugs, daä 
er nach einer Fahrleistung von 2o ooo km um 4o ooo DM ab­
züglich 3oo DM für einen nicht unfallbedingten Schönheits­
fehler der Polsterung an Arnann verkauft hat, auf 14 988,8o DM 
beziffert» Dieser Betrag ist daher nach Meinung des Klägers 
zu 5/5 - 8993,28 DM zu ersetzen»
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Das Berufungsgericht ist der Meinung, es könne nur von 
einem Zeitwert des Y/agens ohne Unfall in Höhe von 46 17o DM 
ausgegangen werden, um den merkantilen Minderwert zu bestim­
men» Der Listenpreis dieser Setra-Omnibustype, so fährt das 
Berufungsgericht fort, sei nach dem Vortrag des Klägers im 
Zeitpunkt des Verkaufs an A f Ü  um 3ooo DM gesenkt gewesen»
Es könne daher bei der Ermittlung des Zeitwerts nicht von 
dem Listenpreis beim Erwerb des Wagons durch den Kläger, son­
dern nur von dem neuen Listenpreis ausgegangen werden«, Ohne 
Rechtsirrtum hat das Berufungsgericht bei der Berechnung des j 
Zeitwerts nicht den Anschaffungspreis zugrunde gelegt, son­
dern den für den BerechnungsZeitpunkt maßgeblichen Neupreis» 
Denn der Handelswert eines Wagens wird mitbestimnt durch 
den im Berechnungszeitpunkt bestehenden Neupreis füf solche 
Fahrzeuge»

Die Revision wendet sich nicht gegen diesen rechtlich 
richtigen Ausgangspunkt .des Berufungsgerichts. Sie meint je­
doch, das Berufungsgericht habe den Sachvortrag falsch ver­
standen; denn der Kläger habe nicht vorgetragen, daß im Zeit­
punkt seines Verkaufs an A ( 0 B  der Listenpreis gesenkt gewe­
sen sei. Diese Rüge der Revision kann keinen Erfolg haben»
Der Kläger hatte nämlich vorgetragen, er habe das Fahrzeug 
am 14« August 1953 zum Preise von 39 7oo DM an Amann ver­
kauft (GA 31» 12 R), Er hat in seinem Schriftsatz vom 
8» Januar 1957 an das Berufungsgericht (Bl» 137) unter II 1 
weiter vorgetragen, der !4® August sei das Datum des Verkauf! 
von Amann an den weiteren Erwerber. Da nach dem Vortrag des 
Klägers beide Verkäufe am 14» August 1953 getätigt worden 
sind, mußte das Berufungsgericht dem Vortrag des Klägers, 
im Zeitpunkt des Verkaufs durch A f H l sei der Listenpreis 
gesenkt gewesen, entnehmen, daß dies auch für den am selben



Tage erfolgten Verkauf des Wagens an der Fall gewe­
sen ist,

c) Das Berufungsgericht ist also zu Recht von einem 
Listenpreis für ein fabrikneues Fahrzeug von rund 59 988,5o DM 
- 3ooo = rund 57 ooo DM ausgegangen, Hiervon hat es bei einer 
vom Kläger angegebenen Fahrstrecke (2o ooo km) 57oo DM =
Io $ des Neupreises abgesetzt.

Bei dieser Bewertung der Fahrkilometer hat das Berufungs­
gericht u,a, berücksichtigt, daß konstruktive Mängel des aus 
dem Herstellungsjahr 1952 stammenden, wenn auch erst im März 
953 erstmals zugelassenen Omnibusses der ersten Setratype 

S/ö/1952 infolge ihrer Kenntnis in Verbraucherkreisen den 
Verkaufsweri beeinflußten. Der bei Interessenten auch bekannte 
Mangel eines zu schwachen Motors dieser Reiseomnibusse für 
bergige Strecken ist ebenfalls zu Recht berücksichtigt wor­
den.

Die Revision meint jedoch, das Berufungsgericht habe 
diesen Mängeln des Wagens die "erhöhte Gewährsbereitschafts- 
leistung” der Herstellerin der Setra-Omnibusse gegenüberstel­
len und daher zu einer Verneinung der Wertminderung durch 
Mängel kommen müssen. Das Gericht sei auch selbst davon 
ausgegangen, daß die herstellende Firma dem Erwerber F^B| 
zweimal kostenfrei den Motor ausgewechselt habe«, Diese Um­
stände brauchten jedoch das Gericht nicht zu einer anderen 
Schätzung zu veranlassen. Ist schon nicht vorgetragen, daß 
den Interessenten bekannt war, die Firma werde ohne beson­
dere K0sten die Mängel beseitigen, so ändert auch eine kulan­
te Beseitigung der Mängel nicht ohne weiteres eine Abneigung 
zum Erwerb dieser fehlerhaften Omnibusse zum normalen Preis,



Vor allem dann nicht, wenn sich Unfälle bei Setra-Omni- 
bussen "konstruktionsmäßig weit schwerer auswirken als bei 
anderen Kraftfahrzeugen", wie festgestellt ist» Im übrigen 
hat das Berufungsgericht alle diese Umstände erwähnt und 
sie ersichtlich seiner Bewertung mit zugrunde gelegt*

d) Bei der Schätzung der Höhe des merkantilen Minder­
werts hat das Berufungsgericht noch erwogen, daß der vom 
Kläger gewählte Verkaufszeitpunkt ungünstig gewesen sei und 
sich preisdrLickend ausgewirkt hat, so daß der mit ver
einbarte Kaufpreis nicht in dem vom Kläger angenommenen Um­
fang auf den Unfall zurückzuführen sei« Im August sei das 
Ende der Omnibusreisezeit nicht mehr fern gewesen, jleshalb 
habe A ^ ^  damit rechnen müssen; den Y/agen über den Winter 
hin nicht veik aufen zu können,, Af|^B habe während der Ver­
handlungen nicht mit Gewißheit annehmen können, daß sich 
zum Ende der Reisesaison noch ein Unternehmen von Linien­
verkehr bei ihm als KaufInteressent melden würde» Die Wahl 
dos Verkaufszeitpunktes habe im übrigen mit dem Unfall ' 
nichts zu tun gehabt. Dieser Zeitpunkt beruhe darauf, daß 
der Kläger zum 31« Juli !953 sein Reisebüro in H I H I H I  
aufgelöst und deshalb den Wagen zum Verkauf gestellt habe«

Die Revision meint, der Verkauf sei durch den Unfall 
bedingt gewesen» Auch sei der Verkauf am Ende der Saison 
nicht so unvorhersehbar gewesen, daß er den Beklagten nicht 
zugerechnet werden könne» Das Berufungsgericht ist demgegen 
über der Überzeugung- daß der Verkauf mit dem Unfall nicht 
im Zusammenhang steht, sondern nur wegen der Aufgabe des 
Reisebüros durch den Kläger erfolgt ist» Diese Würdigung 
des Berufungsgerichts läßt keinen Rechtsirrtum erkennen»



8 ft t

Der Kläger hatte in seinen Schriftsätzen mehrmals vor- 
getragen* daß der Zeitpunkt des Verkaufs nicht ungünstig 
gewesen sei* da im Gegensatz zur Annahme der Sachverstän­
digen auch im August 1953 eine große nicht zu befriedi- * 
gende Nachfrage nach Setra-Wagen bestanden habe. Das Ende 
der Reisezeit könne daher kein wesentlicher Faktor gewesen 
sein« Soweit von der Revision vorgetragen wird, das Beru­
fungsgericht habe diese Umstände vom Kläger gemäß § 139 ZPO 
erfragen müssen, geht sie von der irrigen Annahme aus, die­
ser Vortrag sei nicht Gegenstand des Rechtsstreits gewesene 
Zu einer besonderen Auseinandersetzung mit diesem Vortrag 
und der Meinung der Sachverständigen war das Berufungsge­
richt aber nicht verpflichtet, es brauchte sein für die Scha­
densbemessung gefundenes Ergebnis nicht näher als geschehen 
zu begründen»

Weitere Rügen gegen die dem Tatrichter obliegende 
Schätzung 'der Höhe des merkantilen Minderwerts sind nicht 
erhoben- Materiellrechtliche Fehler, die das Ergebnis in 
Frage stellen könnten, sind insoweit nicht ersichtlich, so 
daß das Berufungsgericht rechtsirrtumsfrei den Zeitwert des 
Omnibusses im Zeitpunkt des Verkaufs an A f ^  wie folgt 
angenommen hats

6o coo DM - 3ooo DM herabgesetzter Listenpreis
- 57oo DM Absetzungsbetrag für eigene Nutzung
- 57oo DM Minderwert wegen konstruktiver nicht

unfallbedingter Mängel .

Bleibt ein Wert in Höhe von 45 6oo DM«
Da der Kläger für den Wagen jedoch aus unfallbedingten 
Gründen nur 4o ooo DM erhalten hat, hat das Berufungsgericht 
den merkantilen Minderwert mit 56oo DM angenommen«
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2Ö Nun hatte der Kläger seinen Klageanspruch evtlo 
auf Verdienstausfall gestützt« Das Berufungsgericht hat 
festgestellt; daß der Wagen wegen des Unfalls nur vom 
80 April bis 15. April 1953 zur Reparatur gegeben war« Da« 
mit scheitern die weitergehenden Ansprüche schon deshalb, 
weil nur ein Ausfall für diese Zeit in Frage kommen kann«
Für diese Zeitspanne hat das Berufungsgericht jedoch einen 
Verdienstentgang als nicht dargetan angesehen« Es ist rich­
tig, worauf die Revision hinweist, daß das Berufungsgericht 
einen Verdienstausfall für diese Zeit nach § 287 ZPO zu 
schätzen hatte, also einen Nachweis nach § 286 ZPO nicht 
verlangen konnte» Das Gericht hat es aber rechtsirrturas- 
frei darauf abgestollt, daß nach dem Vortrag des Klägers 
der Omnibus nicht dauernd benutzt worden ist» Damit*schied 
bereits der vom Kläger angegebene TagesausfäL1 von 16o DM 
für die Schätzung aus» Das Gericht konnte zudem aus dem Vor­
trag des Klägers, der Wagen habe am 16. April 1953 eine 
Studienfahrt antreten müssen, mangels näherer Angaben über 
einen Ausfall gerade für die Zeit der Reparatur schließen, 
daß der Wagen in diesem Zeitraum nicht genutzt worden wäre.

3» Einen Anspruch wegen angeblicher Auslagen für einen 
Mietomnibus hat das Berufungsgericht verneint, weil der 
Kläger hinsichtlich dieses Betrages der ihm gemachten Auf­
lage, auszuführen, bei welchem Vermieter und für welche 
Zeit die behauptete Anmietung eines Omnibusses als Ersatz­
fahrzeug zu einem Mietzins von 66o DM erfolgte, und die 
Rechnung des Vermieters vorzulegen, nicht gefolgt sei. Das 
ist rechtlich nicht zu beanstanden«

4» Das Berufungsgericht ist somit in rechtlich unan­
greifbarer Weise davon ausgegangen, der Kläger habe nur



Anspruch auf drei Fünftel
a) einer merkantilen Wertminderung von 5600 DM
b) einer Selbstbeteiligungsquote von 5oo DM (bereits rechts

kräftig)
c) der Fahrtauslagen von 2oo DM

63oo DM = 378o DM

5» Die Revision mußte daher zurückgewiesen werden. Die 
Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO,

Me iß Dr, Kleinewefers Hanebeck

rr0 -Hauß Heinrich Meyer
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